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URTEIL DES GERICHTSHOFS (Große Kammer) 

14. März 2017(*) 

„Vorlage zur Vorabentscheidung – Sozialpolitik – Richtlinie 2000/78/EG – 
Gleichbehandlung – Diskriminierung wegen der Religion oder der Weltan-

schauung – Unternehmensinterne Regelung, die den Arbeitnehmern verbietet, 
am Arbeitsplatz sichtbare politische, philosophische oder religiöse Zeichen zu 
tragen – Unmittelbare Diskriminierung – Fehlen – Mittelbare Diskriminierung – 

Verbot für eine Arbeitnehmerin, ein islamisches Kopftuch zu tragen“ 

In der Rechtssache C-157/15 

betreffend ein Vorabentscheidungsersuchen nach Art. 267 AEUV, eingereicht 
vom Hof van Cassatie (Kassationshof, Belgien) mit Entscheidung vom 9. März 
2015, beim Gerichtshof eingegangen am 3. April 2015, in dem Verfahren 

Samira Achbita, 

Centrum voor gelijkheid van kansen en voor racismebestrijding 

gegen 

G4S Secure Solutions NV 

erlässt 

DER GERICHTSHOF (Große Kammer) 

unter Mitwirkung des Präsidenten K. Lenaerts, des Vizepräsidenten A. Tizzano, 
der Kammerpräsidentin R. Silva de Lapuerta, der Kammerpräsidenten M. Ilešič 
und L. Bay Larsen, der Kammerpräsidentin M. Berger, der Kammerpräsidenten 
M. Vilaras und E. Regan, der Richter A. Rosas, A. Borg Barthet, J. Malenovský, 
E. Levits und F. Biltgen (Berichterstatter), der Richterin K. Jürimäe und des 
Richters C. Lycourgos, 

Generalanwältin: J. Kokott, 

Kanzler: M. Ferreira, Hauptverwaltungsrätin, 

aufgrund des schriftlichen Verfahrens und auf die mündliche Verhandlung vom 
15. März 2016, 

unter Berücksichtigung der Erklärungen 

–        des Centrum voor gelijkheid van kansen en voor racismebestrijding, ver-
treten durch C. Bayart und I. Bosmans, advocaten, 



–        der G4S Secure Solutions NV, vertreten durch S. Raets und I. Verhelst, 
advocaten, 

–        der belgischen Regierung, vertreten durch L. Van den Broeck und 
M. Jacobs als Bevollmächtigte, 

–        der französischen Regierung, vertreten durch G. de Bergues, D. Colas 
und R. Coesme als Bevollmächtigte, 

–        der Regierung des Vereinigten Königreichs, vertreten durch J. Kraehling, 
S. Simmons und C. R. Brodie als Bevollmächtigte im Beistand von 
A. Bates, Barrister, 

–        der Europäischen Kommission, vertreten durch G. Wils und D. Martin als 
Bevollmächtigte, 

nach Anhörung der Schlussanträge der Generalanwältin in der Sitzung vom 
31. Mai 2016 

folgendes 

Urteil 

1        Das Vorabentscheidungsersuchen betrifft die Auslegung von Art. 2 Abs. 2 
Buchst. a der Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27. November 2000 zur 
Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbe-
handlung in Beschäftigung und Beruf (ABl. 2000, L 303, S. 16). 

2        Es ergeht im Rahmen eines Rechtsstreits zwischen Frau Samira Achbita so-
wie dem Centrum voor gelijkheid van kansen en voor racismebestrijding (Zent-
rum für Chancengleichheit und Bekämpfung des Rassismus, im Folgenden: 
Centrum) auf der einen Seite und der G4S Secure Solutions NV (im Folgenden: 
G4S), einem Unternehmen mit Sitz in Belgien, auf der anderen Seite wegen 
des von G4S ihren Arbeitnehmern erteilten Verbots, am Arbeitsplatz sichtbare 
Zeichen ihrer politischen, philosophischen oder religiösen Überzeugungen zu 
tragen oder jeglichen sich daraus ergebenden Ritus zum Ausdruck zu bringen. 

 Rechtlicher Rahmen 

 Richtlinie 2000/78 

3        Die Erwägungsgründe 1 und 4 der Richtlinie 2000/78 lauten: 

„(1)      Nach Artikel 6 Absatz 2 des Vertrags über die Europäische Union beruht 
die Europäische Union auf den Grundsätzen der Freiheit, der Demokratie, 
der Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten sowie der Rechts-
staatlichkeit; diese Grundsätze sind allen Mitgliedstaaten gemeinsam. Die 
Union achtet die Grundrechte, wie sie in der Europäischen Konvention 
zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten gewährleistet sind 



und wie sie sich aus den gemeinsamen Verfassungsüberlieferungen der 
Mitgliedstaaten als allgemeine Grundsätze des Gemeinschaftsrechts er-
geben. 

… 

(4)      Die Gleichheit aller Menschen vor dem Gesetz und der Schutz vor Dis-
kriminierung ist ein allgemeines Menschenrecht; dieses Recht wurde in 
der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, im VN-Übereinkommen 
zur Beseitigung aller Formen der Diskriminierung von Frauen, im Internati-
onalen Pakt der VN über bürgerliche und politische Rechte, im Internatio-
nalen Pakt der VN über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte so-
wie in der Europäischen Konvention zum Schutze der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten anerkannt, die von allen Mitgliedstaaten unterzeichnet 
wurden. Das Übereinkommen 111 der Internationalen Arbeitsorganisation 
untersagt Diskriminierungen in Beschäftigung und Beruf. 

…“ 

4        Art. 1 der Richtlinie 2000/78 bestimmt: 

„Zweck dieser Richtlinie ist die Schaffung eines allgemeinen Rahmens zur Be-
kämpfung der Diskriminierung wegen der Religion oder der Weltanschauung, 
einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung in Beschäftigung 
und Beruf im Hinblick auf die Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbe-
handlung in den Mitgliedstaaten.“ 

5        Art. 2 dieser Richtlinie sieht vor: 

„(1)      Im Sinne dieser Richtlinie bedeutet ‚Gleichbehandlungsgrundsatz‘, dass 
es keine unmittelbare oder mittelbare Diskriminierung wegen eines der in Artikel 
1 genannten Gründe geben darf. 

(2)      Im Sinne des Absatzes 1 

a)      liegt eine unmittelbare Diskriminierung vor, wenn eine Person wegen ei-
nes der in Artikel 1 genannten Gründe in einer vergleichbaren Situation 
eine weniger günstige Behandlung erfährt, als eine andere Person erfährt, 
erfahren hat oder erfahren würde; 

b)      liegt eine mittelbare Diskriminierung vor, wenn dem Anschein nach neut-
rale Vorschriften, Kriterien oder Verfahren Personen mit einer bestimmten 
Religion oder Weltanschauung, einer bestimmten Behinderung, eines be-
stimmten Alters oder mit einer bestimmten sexuellen Ausrichtung gegen-
über anderen Personen in besonderer Weise benachteiligen können, es 
sei denn: 

i)      [D]iese Vorschriften, Kriterien oder Verfahren sind durch ein recht-
mäßiges Ziel sachlich gerechtfertigt, und die Mittel sind zur Errei-
chung dieses Ziels angemessen und erforderlich … 

… 



(5)      Diese Richtlinie berührt nicht die im einzelstaatlichen Recht vorgesehe-
nen Maßnahmen, die in einer demokratischen Gesellschaft für die Gewährleis-
tung der öffentlichen Sicherheit, die Verteidigung der Ordnung und die Verhü-
tung von Straftaten, zum Schutz der Gesundheit und zum Schutz der Rechte 
und Freiheiten anderer notwendig sind.“ 

6        Art. 3 Abs. 1 der Richtlinie lautet: 

„Im Rahmen der auf die Gemeinschaft übertragenen Zuständigkeiten gilt diese 
Richtlinie für alle Personen in öffentlichen und privaten Bereichen, einschließ-
lich öffentlicher Stellen, in Bezug auf 

… 

c)      die Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen, einschließlich der Entlas-
sungsbedingungen und des Arbeitsentgelts; 

…“ 

 Belgisches Recht 

7        Die Wet ter bestrijding van discriminatie en tot wijziging van de wet van 15 feb-
ruari 1993 tot oprichting van een Centrum voor gelijkheid van kansen en voor 
racismebestrijding (Gesetz zur Bekämpfung der Diskriminierung und zur Abän-
derung des Gesetzes vom 15. Februar 1993 zur Schaffung eines Zentrums für 
Chancengleichheit und Bekämpfung des Rassismus) vom 25. Februar 2003 
(Belgisch Staatsblad vom 17. März 2003, S. 12844) dient u. a. zur Umsetzung 
der Bestimmungen der Richtlinie 2000/78. 

8        Art. 2 § 1 dieses Gesetzes bestimmt: 

„Eine unmittelbare Diskriminierung liegt vor, wenn eine unterschiedliche Be-
handlung, die nicht sachlich und angemessen gerechtfertigt wird, unmittelbar 
auf dem Geschlecht, einer sogenannten Rasse, der Hautfarbe, der Herkunft, 
der nationalen oder ethnischen Abstammung, der sexuellen Ausrichtung, dem 
Zivilstand, der Geburt, dem Vermögen, dem Alter, dem Glauben oder der Welt-
anschauung, dem heutigen oder zukünftigen Gesundheitszustand, einer Behin-
derung oder einer körperlichen Eigenschaft beruht.“ 

9        Art. 2 § 2 des Gesetzes sieht vor: 

„Eine mittelbare Diskriminierung liegt vor, wenn dem Anschein nach neutrale 
Vorschriften, Kriterien oder Verfahren als solche eine schädliche Auswirkung 
auf Personen haben, für die einer der in § 1 angeführten Diskriminierungsgrün-
de gilt, es sei denn, diese Vorschriften, Kriterien oder Verfahren werden sach-
lich und angemessen gerechtfertigt.“ 

 Ausgangsrechtsstreit und Vorlagefrage 

10      G4S ist ein privates Unternehmen, das für Kunden aus dem öffentlichen und 
privaten Sektor u. a. Rezeptions- und Empfangsdienste erbringt. 



11      Am 12. Februar 2003 trat Frau Achbita, die muslimischen Glaubens ist, mit 
einem unbefristeten Arbeitsvertrag als Rezeptionistin in den Dienst von G4S. 
Bei G4S galt zu dieser Zeit eine ungeschriebene Regel, wonach Arbeitnehmer 
am Arbeitsplatz keine sichtbaren Zeichen ihrer politischen, philosophischen o-
der religiösen Überzeugungen tragen durften. 

12      Im April 2006 kündigte Frau Achbita ihren Vorgesetzten an, dass sie beabsich-
tige, künftig während der Arbeitszeiten das islamische Kopftuch zu tragen. 

13      Die Geschäftsleitung von G4S antwortete Frau Achbita auf diese Ankündi-
gung, dass das Tragen eines Kopftuchs nicht geduldet werde, da das sichtbare 
Tragen politischer, philosophischer oder religiöser Zeichen der von G4S ange-
strebten Neutralität widerspreche. 

14      Nach einer krankheitsbedingten Abwesenheit teilte Frau Achbita ihrem Arbeit-
geber am 12. Mai 2006 mit, dass sie am 15. Mai ihre Arbeit wieder aufnehmen 
und das islamische Kopftuch tragen werde. 

15      Der Betriebsrat von G4S billigte am 29. Mai 2006 eine Anpassung der Arbeits-
ordnung, die am 13. Juni 2006 in Kraft trat und wie folgt lautete: „Es ist den Ar-
beitnehmern verboten, am Arbeitsplatz sichtbare Zeichen ihrer politischen, phi-
losophischen oder religiösen Überzeugungen zu tragen und/oder jeglichen Ri-
tus, der sich daraus ergibt, zum Ausdruck zu bringen.“ 

16      Am 12. Juni 2006 wurde Frau Achbita aufgrund ihrer festen Absicht, als Mus-
lima am Arbeitsplatz das islamische Kopftuch zu tragen, entlassen. Sie erhielt 
eine Entlassungsabfindung in Höhe von drei Monatsgehältern, und ihr wurden 
die auf der Grundlage des Arbeitsvertrags erworbenen Vergünstigungen aus-
bezahlt. 

17      Nachdem die Klage von Frau Achbita gegen ihre Entlassung von der Arbeids-
rechtbank te Antwerpen (Arbeitsgericht Antwerpen, Belgien) abgewiesen wor-
den war, legte sie gegen diese Entscheidung ein Rechtsmittel beim Arbeidshof 
te Antwerpen (Arbeitsgerichtshof Antwerpen, Belgien) ein. Dieses Rechtsmittel 
wurde u. a. mit der Begründung zurückgewiesen, die Entlassung sei nicht als 
ungerechtfertigt anzusehen, da das allgemeine Verbot, am Arbeitsplatz sichtba-
re Zeichen politischer, philosophischer oder religiöser Überzeugungen zu tra-
gen, nicht zu einer unmittelbaren Diskriminierung geführt habe und auch keine 
mittelbare Diskriminierung oder Verletzung der persönlichen Freiheit oder der 
Religionsfreiheit ersichtlich sei. 

18      Zum Fehlen einer unmittelbaren Diskriminierung führte der Arbeidshof te Ant-
werpen (Arbeitsgerichtshof Antwerpen) im Einzelnen aus, Frau Achbita sei un-
streitig nicht wegen ihres muslimischen Glaubens entlassen worden, sondern 
deshalb, weil sie die feste Absicht gehabt habe, diesen Glauben während der 
Arbeitszeit sichtbar durch das Tragen eines islamischen Kopftuchs zu beken-
nen. Die Bestimmung der Arbeitsordnung, gegen die Frau Achbita verstoßen 
habe, habe allgemeine Geltung, da sie jedem Arbeitnehmer das Tragen sicht-
barer Zeichen politischer, philosophischer oder religiöser Überzeugungen am 
Arbeitsplatz verbiete. Nichts deute darauf hin, dass sich G4S gegenüber einem 
anderen Arbeitnehmer in einer vergleichbaren Situation, insbesondere gegen-



über einem Arbeitnehmer mit anderen religiösen oder philosophischen Über-
zeugungen, der sich beharrlich geweigert hätte, dieses Verbot einzuhalten, ent-
gegenkommender verhalten hätte. 

19      Der Arbeidshof te Antwerpen (Arbeitsgerichtshof Antwerpen) wies das Vor-
bringen, das bei G4S geltende Verbot, sichtbare Zeichen religiöser oder philo-
sophischer Überzeugungen zu tragen, sei schon für sich genommen eine un-
mittelbare Diskriminierung von Frau Achbita als Gläubige, mit der Begründung 
zurück, da dieses Verbot nicht nur das Tragen von Zeichen religiöser Überzeu-
gungen betreffe, sondern auch das Tragen von Zeichen philosophischer Über-
zeugungen, stehe es im Einklang mit dem Schutzkriterium der Richtlinie 
2000/78, in der von „Religion oder Weltanschauung“ die Rede sei. 

20      Zur Stützung ihrer Kassationsbeschwerde macht Frau Achbita u. a. geltend, 
dass der Arbeidshof te Antwerpen (Arbeitsgerichtshof Antwerpen) die Begriffe 
„unmittelbare Diskriminierung“ und „mittelbare Diskriminierung“ im Sinne von 
Art. 2 Abs. 2 der Richtlinie 2000/78 verkannt habe, indem er davon ausgegan-
gen sei, dass die religiöse Überzeugung, auf die sich das von G4S aufgestellte 
Verbot gründe, ein neutrales Kriterium sei, und dieses Verbot mit der Begrün-
dung, es richte sich nicht gegen eine bestimmte religiöse Überzeugung und tref-
fe alle Arbeitnehmer, nicht als Ungleichbehandlung von Arbeitnehmern, die ein 
islamisches Kopftuch trügen, und solchen, die keines trügen, angesehen habe. 

21      Unter diesen Umständen hat der Hof van Cassatie (Kassationshof, Belgien) 
beschlossen, das Verfahren auszusetzen und dem Gerichtshof folgende Frage 
zur Vorabentscheidung vorzulegen: 

Ist Art. 2 Abs. 2 Buchst. a der Richtlinie 2000/78 so auszulegen, dass das Ver-
bot, als Muslima am Arbeitsplatz ein Kopftuch zu tragen, keine unmittelbare 
Diskriminierung darstellt, wenn die beim Arbeitgeber bestehende Regel es allen 
Arbeitnehmern verbietet, am Arbeitsplatz äußere Zeichen politischer, philoso-
phischer und religiöser Überzeugungen zu tragen? 

 Zur Vorlagefrage 

22      Mit seiner Frage möchte das vorlegende Gericht wissen, ob Art. 2 Abs. 2 
Buchst. a der Richtlinie 2000/78 dahin auszulegen ist, dass das Verbot, ein is-
lamisches Kopftuch zu tragen, das sich aus einer internen Regel eines privaten 
Unternehmens ergibt, die allgemein das sichtbare Tragen jedes politischen, phi-
losophischen oder religiösen Zeichens am Arbeitsplatz verbietet, eine durch 
diese Richtlinie verbotene unmittelbare Diskriminierung darstellt. 

23      Erstens besteht nach Art. 1 der Richtlinie 2000/78 ihr Zweck in der Schaffung 
eines allgemeinen Rahmens zur Bekämpfung der Diskriminierung wegen der 
Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der se-
xuellen Ausrichtung in Beschäftigung und Beruf im Hinblick auf die Verwirkli-
chung des Grundsatzes der Gleichbehandlung in den Mitgliedstaaten. 

24      Nach Art. 2 Abs. 1 der Richtlinie 2000/78 „bedeutet ‚Gleichbehandlungsgrund-
satz‘, dass es keine unmittelbare oder mittelbare Diskriminierung wegen eines 
der in Artikel 1 [dieser Richtlinie] genannten Gründe geben darf“. In Art. 2 



Abs. 2 Buchst. a der Richtlinie heißt es, dass eine unmittelbare Diskriminierung 
im Sinne ihres Art. 2 Abs. 1 vorliegt, wenn eine Person wegen eines der in 
Art. 1 genannten Gründe, darunter die Religion, in einer vergleichbaren Situati-
on eine weniger günstige Behandlung als eine andere Person erfährt. 

25      Der in Art. 1 der Richtlinie 2000/78 verwendete Begriff der Religion wird in die-
ser Richtlinie nicht definiert. 

26      Im ersten Erwägungsgrund der Richtlinie 2000/78 hat der Unionsgesetzgeber 
jedoch auf die Grundrechte Bezug genommen, wie sie in der am 4. November 
1950 in Rom unterzeichneten Europäischen Konvention zum Schutz der Men-
schenrechte und Grundfreiheiten (im Folgenden: EMRK) gewährleistet sind. Die 
EMRK sieht in ihrem Art. 9 vor, dass jede Person das Recht auf Gedanken-, 
Gewissens- und Religionsfreiheit hat, wobei dieses Recht u. a. die Freiheit um-
fasst, seine Religion oder Weltanschauung einzeln oder gemeinsam mit ande-
ren öffentlich oder privat durch Gottesdienst, Unterricht oder Praktizieren von 
Bräuchen und Riten zu bekennen. 

27      Der Unionsgesetzgeber hat im ersten Erwägungsgrund der Richtlinie 2000/78 
außerdem auf die gemeinsamen Verfassungsüberlieferungen der Mitgliedstaa-
ten als allgemeine Grundsätze des Unionsrechts Bezug genommen. Zu den 
Rechten, die sich aus diesen gemeinsamen Verfassungsüberlieferungen erge-
ben und die in der Charta der Grundrechte der Europäischen Union (im Folgen-
den: Charta) bekräftigt wurden, gehört das in Art. 10 Abs. 1 der Charta veran-
kerte Recht auf Gewissens- und Religionsfreiheit. Es umfasst nach dieser Be-
stimmung die Freiheit, die Religion oder Weltanschauung zu wechseln, und die 
Freiheit, seine Religion oder Weltanschauung einzeln oder gemeinsam mit an-
deren öffentlich oder privat durch Gottesdienst, Unterricht, Bräuche und Riten 
zu bekennen. Wie sich aus den Erläuterungen zur Charta der Grundrechte 
(ABl. 2007, C 303, S. 17) ergibt, entspricht das in Art. 10 Abs. 1 der Charta ga-
rantierte Recht dem durch Art. 9 EMRK garantierten Recht, und nach Art. 52 
Abs. 3 der Charta hat es die gleiche Bedeutung und die gleiche Tragweite wie 
dieses. 

28      Da die EMRK und in der Folge die Charta dem Begriff der Religion eine weite 
Bedeutung beilegen und darunter auch die Freiheit der Personen, ihre Religion 
zu bekennen, fassen, ist davon auszugehen, dass der Unionsgesetzgeber beim 
Erlass der Richtlinie 2000/78 den gleichen Ansatz verfolgen wollte, so dass der 
Begriff der Religion in Art. 1 der Richtlinie dahin auszulegen ist, dass er sowohl 
das „forum internum“, d. h. den Umstand, Überzeugungen zu haben, als auch 
das „forum externum“, d. h. die Bekundung des religiösen Glaubens in der Öf-
fentlichkeit, umfasst. 

29      Zweitens ist zu klären, ob sich aus der im Ausgangsverfahren in Rede stehen-
den internen Regel eine Ungleichbehandlung der Arbeitnehmer wegen ihrer Re-
ligion oder ihrer Weltanschauung ergibt und – wenn ja – ob diese Ungleichbe-
handlung eine unmittelbare Diskriminierung im Sinne von Art. 2 Abs. 2 
Buchst. a der Richtlinie 2000/78 darstellt. 

30      Im vorliegenden Fall bezieht sich die im Ausgangsverfahren in Rede stehende 
interne Regel auf das Tragen sichtbarer Zeichen politischer, philosophischer 



oder religiöser Überzeugungen und gilt damit unterschiedslos für jede Bekun-
dung solcher Überzeugungen. Daher ist davon auszugehen, dass nach dieser 
Regel alle Arbeitnehmer des Unternehmens gleich behandelt werden, indem 
ihnen allgemein und undifferenziert u. a. vorgeschrieben wird, sich neutral zu 
kleiden, was das Tragen solcher Zeichen ausschließt. 

31      Den Akten, die dem Gerichtshof vorliegen, ist insoweit nicht zu entnehmen, 
dass die im Ausgangsverfahren in Rede stehende interne Regel auf Frau Ach-
bita anders angewandt worden wäre als auf jeden anderen Arbeitnehmer. 

32      Daher ist im Ergebnis festzustellen, dass eine interne Regel wie die im Aus-
gangsverfahren in Rede stehende keine unmittelbar auf der Religion oder der 
Weltanschauung beruhende Ungleichbehandlung im Sinne von Art. 2 Abs. 2 
Buchst. a der Richtlinie 2000/78 begründet. 

33      Allerdings hindert nach ständiger Rechtsprechung der Umstand, dass das vor-
legende Gericht eine Frage unter Bezugnahme nur auf bestimmte Vorschriften 
des Unionsrechts formuliert hat, den Gerichtshof nicht daran, diesem Gericht 
unabhängig davon, worauf es in seinen Fragen Bezug genommen hat, alle Aus-
legungshinweise zu geben, die ihm bei der Entscheidung der bei ihm anhängi-
gen Rechtssache von Nutzen sein können. Der Gerichtshof hat insoweit aus 
dem gesamten vom einzelstaatlichen Gericht vorgelegten Material und insbe-
sondere aus der Begründung der Vorlageentscheidung diejenigen Elemente 
des Unionsrechts herauszuarbeiten, die unter Berücksichtigung des Gegen-
stands des Rechtsstreits einer Auslegung bedürfen (vgl. u. a. Urteil vom 
12. Februar 2015, Oil Trading Poland, C-349/13, EU:C:2015:84, Rn. 45 und die 
dort angeführte Rechtsprechung). 

34      Im vorliegenden Fall ist nicht ausgeschlossen, dass das vorlegende Gericht zu 
dem Ergebnis gelangt, dass die im Ausgangsverfahren in Rede stehende inter-
ne Regel eine mittelbar auf der Religion oder der Weltanschauung beruhende 
Ungleichbehandlung im Sinne von Art. 2 Abs. 2 Buchst. b der Richtlinie 2000/78 
begründet, wenn sich erweist – was zu prüfen Sache des vorlegenden Gerichts 
ist –, dass die dem Anschein nach neutrale Verpflichtung, die sie enthält, tat-
sächlich dazu führt, dass Personen mit einer bestimmten Religion oder Weltan-
schauung in besonderer Weise benachteiligt werden. 

35      Nach Art. 2 Abs. 2 Buchst. b Ziff. i der Richtlinie 2000/78 würde eine solche 
Ungleichbehandlung jedoch nicht zu einer mittelbaren Diskriminierung im Sinne 
ihres Art. 2 Abs. 2 Buchst. b führen, wenn sie durch ein rechtmäßiges Ziel sach-
lich gerechtfertigt wäre und die Mittel zur Erreichung dieses Ziels angemessen 
und erforderlich wären. 

36      Insoweit ist festzustellen, dass es zwar letztlich Sache des allein für die Beur-
teilung des Sachverhalts zuständigen nationalen Gerichts ist, darüber zu befin-
den, ob und inwieweit die im Ausgangsverfahren in Rede stehende interne Re-
gel diesen Anforderungen genügt, doch ist der Gerichtshof, der dem nationalen 
Richter in sachdienlicher Weise zu antworten hat, befugt, auf der Grundlage der 
Akten des Ausgangsverfahrens und der ihm unterbreiteten schriftlichen und 
mündlichen Erklärungen Hinweise zu geben, die es dem nationalen Richter er-



möglichen, über den konkreten bei ihm anhängigen Rechtsstreit zu entschei-
den. 

37      Erstens ist zur Voraussetzung des Vorliegens eines rechtmäßigen Ziels darauf 
hinzuweisen, dass der Wille, im Verhältnis zu den öffentlichen und privaten 
Kunden eine Politik der politischen, philosophischen oder religiösen Neutralität 
zum Ausdruck zu bringen, als rechtmäßig anzusehen ist. 

38      Der Wunsch eines Arbeitgebers, den Kunden ein Bild der Neutralität zu vermit-
teln, gehört zur unternehmerischen Freiheit, die in Art. 16 der Charta anerkannt 
ist, und ist grundsätzlich rechtmäßig, insbesondere dann, wenn der Arbeitgeber 
bei der Verfolgung dieses Ziels nur die Arbeitnehmer einbezieht, die mit seinen 
Kunden in Kontakt treten sollen. 

39      Die Auslegung, dass die Verfolgung eines solchen Ziels innerhalb bestimmter 
Grenzen eine Beschränkung der Religionsfreiheit erlaubt, wird im Übrigen durch 
die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte zu 
Art. 9 EMRK bestätigt (Urteil des EGMR vom 15. Januar 2013, Eweida u. a. ge-
gen Vereinigtes Königreich, CE:ECHR:2013:0115JUD004842010, Rn. 94). 

40      Zweitens ist zur Angemessenheit einer internen Regel wie der im Ausgangs-
verfahren in Rede stehenden festzustellen, dass das Verbot für Arbeitnehmer, 
Zeichen politischer, philosophischer oder religiöser Überzeugungen sichtbar zu 
tragen, zur Gewährleistung der ordnungsgemäßen Anwendung einer Politik der 
Neutralität geeignet ist, sofern diese Politik tatsächlich in kohärenter und syste-
matischer Weise verfolgt wird (vgl. in diesem Sinne Urteile vom 10. März 2009, 
Hartlauer, C-169/07, EU:C:2009:141, Rn. 55, und vom 12. Januar 2010, Peter-
sen, C-341/08, EU:C:2010:4, Rn. 53). 

41      Insoweit ist es Sache des vorlegenden Gerichts, zu prüfen, ob G4S vor der 
Entlassung von Frau Achbita für ihre Beschäftigten mit Kundenkontakt eine all-
gemeine und undifferenzierte Politik des Verbots eingeführt hatte, Zeichen poli-
tischer, philosophischer oder religiöser Überzeugungen sichtbar zu tragen. 

42      Drittens ist in Bezug auf die Erforderlichkeit des im Ausgangsverfahren in Re-
de stehenden Verbots zu prüfen, ob es sich auf das unbedingt Erforderliche be-
schränkt. Im vorliegenden Fall ist zu klären, ob sich das Verbot des sichtbaren 
Tragens jedes Zeichens oder Kleidungsstücks, das mit einem religiösen Glau-
ben oder einer politischen oder philosophischen Überzeugung in Verbindung 
gebracht werden kann, nur an die mit Kunden in Kontakt tretenden Arbeitneh-
mer von G4S richtet. Ist dies der Fall, ist das Verbot als für die Erreichung des 
verfolgten Ziels unbedingt erforderlich anzusehen. 

43      Im vorliegenden Fall ist hinsichtlich der Weigerung einer Arbeitnehmerin wie 
Frau Achbita, im Rahmen der Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit bei Kunden 
von G4S auf das Tragen des islamischen Kopftuchs zu verzichten, vom vorle-
genden Gericht zu prüfen, ob es G4S, unter Berücksichtigung der unterneh-
mensinternen Zwänge und ohne eine zusätzliche Belastung tragen zu müssen, 
möglich gewesen wäre, ihr in Anbetracht dieser Weigerung einen Arbeitsplatz 
ohne Sichtkontakt mit Kunden anzubieten, statt sie zu entlassen. Es ist Sache 
des vorlegenden Gerichts, in Anbetracht aller Umstände, die sich aus den Ak-



ten ergeben, den beiderseitigen Interessen Rechnung zu tragen und die Be-
schränkungen der in Rede stehenden Freiheiten auf das unbedingt Erforderli-
che zu begrenzen. 

44      Nach alledem ist die Frage des vorlegenden Gerichts wie folgt zu beantwor-
ten: 

–        Art. 2 Abs. 2 Buchst. a der Richtlinie 2000/78 ist dahin auszulegen, dass 
das Verbot, ein islamisches Kopftuch zu tragen, das sich aus einer inter-
nen Regel eines privaten Unternehmens ergibt, die das sichtbare Tragen 
jedes politischen, philosophischen oder religiösen Zeichens am Arbeits-
platz verbietet, keine unmittelbare Diskriminierung wegen der Religion o-
der der Weltanschauung im Sinne dieser Richtlinie darstellt. 

–        Eine solche interne Regel eines privaten Unternehmens kann hingegen 
eine mittelbare Diskriminierung im Sinne von Art. 2 Abs. 2 Buchst. b der 
Richtlinie 2000/78 darstellen, wenn sich erweist, dass die dem Anschein 
nach neutrale Verpflichtung, die sie enthält, tatsächlich dazu führt, dass 
Personen mit einer bestimmten Religion oder Weltanschauung in beson-
derer Weise benachteiligt werden, es sei denn, sie ist durch ein rechtmä-
ßiges Ziel wie die Verfolgung einer Politik der politischen, philosophischen 
und religiösen Neutralität durch den Arbeitgeber im Verhältnis zu seinen 
Kunden sachlich gerechtfertigt, und die Mittel zur Erreichung dieses Ziels 
sind angemessen und erforderlich; dies zu prüfen, ist Sache des vorle-
genden Gerichts. 

 Kosten 

45      Für die Parteien des Ausgangsverfahrens ist das Verfahren ein Zwischenstreit 
in dem beim vorlegenden Gericht anhängigen Rechtsstreit; die Kostenentschei-
dung ist daher Sache dieses Gerichts. Die Auslagen anderer Beteiligter für die 
Abgabe von Erklärungen vor dem Gerichtshof sind nicht erstattungsfähig. 

Aus diesen Gründen hat der Gerichtshof (Große Kammer) für Recht erkannt: 

Art. 2 Abs. 2 Buchst. a der Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27. November 
2000 zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der 
Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf ist dahin auszulegen, dass das 
Verbot, ein islamisches Kopftuch zu tragen, das sich aus einer internen Regel 
eines privaten Unternehmens ergibt, die das sichtbare Tragen jedes politi-
schen, philosophischen oder religiösen Zeichens am Arbeitsplatz verbietet, 
keine unmittelbare Diskriminierung wegen der Religion oder der Weltanschau-
ung im Sinne dieser Richtlinie darstellt. 

Eine solche interne Regel eines privaten Unternehmens kann hingegen eine 
mittelbare Diskriminierung im Sinne von Art. 2 Abs. 2 Buchst. b der Richtlinie 
2000/78 darstellen, wenn sich erweist, dass die dem Anschein nach neutrale 
Verpflichtung, die sie enthält, tatsächlich dazu führt, dass Personen mit einer 
bestimmten Religion oder Weltanschauung in besonderer Weise benachteiligt 
werden, es sei denn, sie ist durch ein rechtmäßiges Ziel wie die Verfolgung ei-



ner Politik der politischen, philosophischen und religiösen Neutralität durch 
den Arbeitgeber im Verhältnis zu seinen Kunden sachlich gerechtfertigt, und 
die Mittel zur Erreichung dieses Ziels sind angemessen und erforderlich; dies 
zu prüfen, ist Sache des vorlegenden Gerichts. 

Unterschriften 

 


